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Länderanhörung zum Referentenentwurf des BUMUKN 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Fort-
entwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
AZ: 7102/007-2026.0001 
 
Hier: Stellungnahme des Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Ar-
beit Mecklenburg-Vorpommern 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
aus hiesiger Sicht wird anerkannt, dass es angesichts von Klimawandel und Naturkata-
strophen verstärkter Aktivitäten zum Schutz von Natur, Gesundheit und Lebensgrundla-
gen bedarf.  
Allerdings wird die Gefahr gesehen, dass die mit dem Infrastrukturzukunftsgesetz auf 
den Weg gebrachten Maßnahmen zur Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbe-
schleunigung zumindest teilweise wieder abgeschwächt werden. Das mit dem Infrastruk-
turzukunftsgesetz gesteckte Ziel einer zügigen Vorbereitung wichtiger Infrastrukturvor-
haben, insbesondere solcher, die nicht im überragenden öffentlichen Interesse stehen, 
wird möglicherweise nicht erreicht. Bekannte Maßnahmen, deren Vorbereitung und Um-
setzung erheblich erschwert werden könnte, sind z. B. die Nord-OU Schwerin, die auf 
einem kurzen Abschnitt durch ein Moorgebiet verläuft oder der Ersatz der Zecheriner 
Brücke, die sich in einem Naturschutzgebiet befindet.  
Ob mit Inkrafttreten der Regelungen des vorgelegten GE zum Bsp. für den Ersatzneubau 
der Zecheriner Brücke noch eine Behelfsbrücke bzw. ein Bau der neuen Brücke neben 
der heutigen Trasse möglich ist und damit auch während der Bauzeit der Verkehr wei-
testgehend aufrechterhalten werden kann, ist zumindest fraglich. 
 

 

Bearbeiter:   

Telefon:  

AZ: 159-00000-2026/008-028 

Email:  

 

Schwerin, 09.07.2026 

 

 

 
Bundesministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit    
Per E-Mail an: 

 
  

 

Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit 
Mecklenburg-Vorpommern, 19048 Schwerin 

Hausanschrift:  
Johannes-Stelling-Straße 14 
19053 Schwerin 
 
 

Postanschrift:  
19048 Schwerin 
 

Telefon: 0385 / 588-0 
Telefax: 0385 / 588 – 15045 
poststelle@wm.mv-regierung.de 
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/ 
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Bereits in der BR-Drs. 334/1/26 wurde seitens des Bundesrates im Rahmen der Stel-
lungnahme zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Städtebau- und 
Raumordnungsrechts darauf hingewiesen, dass Widersprüche zwischen den geplanten 
gesetzlichen Regelungen bestehen. Eine Stärkung ausgewählter Naturschutzbelange 
als „überragende Allgemeinwohlbelange“ in Abwägungsvorgängen könnte im Wider-
spruch zu den Beschleunigungsbemühungen des Wohnungsbaus stehen. Da in Artikel 
20a Grundgesetz das Staatsziel Umweltschutz festgelegt ist, muss auch bei allen Be-
schleunigungsinteressen die Balance zwischen Nutzungs- und Schutzinteressen ge-
wahrt werden. Daher besteht gegenüber dem neu einzuführenden überragenden öffent-
lichen Interesse für die natürliche Infrastruktur keine Einwände, insoweit dieses keine 
Anwendung findet bei Vorhaben, die durch das EnWG, die NABEG, das BBPIG oder das 
ENLAG bereits im überragenden öffentlichen Interesse stehen. 
 
§ 1 Abs. 1a 
Mit dem § 1 Abs. 1a wird dem Schutz von besonderen Naturräumen ein überragendes 
öffentliches Interesse eingeräumt. Dieses Vorgehen ist zwar aus naturschutz-rechtlichen 
Gesichtspunkten, die zudem bereits verfassungsrechtlich verankert sind, nachvollzieh-
bar. Allerdings wird die Abwägung zwischen den einzelnen Schutzgütern hier klar zu-
gunsten des Naturschutzes verschoben. Das ist besonders im Hinblick auf das Infra-
struktur-Zukunftsgesetz nicht unproblematisch. Hier werden ausgewählte Infrastruktur-
projekte ebenfalls auf den Status eines überragenden öffentlichen Interesses gehoben. 
Damit besteht die Gefahr, dass alle anderen Infrastrukturprojekte vom Naturschutz "über-
boten" werden. Zumal nur die Ausnahme zulässig ist, wenn ein Vorhaben zum Inkrafttre-
ten des Gesetzes in das öffentliche Interesse gestellt wurde. 
 
Ganz konkret ist fraglich, wie mit Vorhaben der Hafeninfrastruktur zu verfahren ist, die 
nicht in den Anwendungsbereich des BNatSchG fallen und in einem geschützten Natur-
raum liegen. Dies ist bereits bei der Seehafenerweiterung Rostock Nordost der Fall. Vo-
raussichtlich ist dieser langwierige Abwägungsprozess Anfang Oktober beendet und der 
Bereich der Seehafenerweiterung wird aus dem Naturschutzgebiet herausgelöst. Aller-
dings sind auch weitere Vorhaben denkbar, bei denen in einen Naturraum eingegriffen 
werden muss. Hier ist eine initiale Herausstellung des Naturschutzgedanken, wie er in 
der genannten Regelung adressiert wird, kontraproduktiv. 
 
§ 15 Abs. 3b BNatSchG-E 
Besonders kritisch wird die vorgesehene Erhöhung des biotopwertbezogenen Kompen-
sationsbedarfs um pauschal 20 Prozent bewertet, sofern Eingriffe inner-halb der Flächen 
der Natürlichen Infrastruktur erfolgen. Diese Regelung führt zu zusätzlichen Flächenbe-
darfen, erheblichen Mehrkosten, verlängerten Planungs- und Genehmigungsverfahren 
sowie einer Verschlechterung der Realisierungs-chancen wichtiger Schieneninfrastruk-
turprojekte. Eine pauschale Erhöhung des Kompensationsumfangs berücksichtigt weder 
die tatsächliche Eingriffsintensität noch den erheblichen Beitrag des jeweiligen Vorha-
bens zum Klimaschutz. Gerade Eisenbahnprojekte leisten einen wesentlichen Beitrag 
zur Verkehrsverlagerung auf die Schiene und damit zur Reduzierung von CO₂-Emissio-
nen. Vor diesem Hinter-grund erscheint die vorgesehene Regelung unverhältnismäßig. 
 
Änderungsvorschlag: 
Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf wie folgt anzupassen: 
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In § 15 Abs. 3b sollte ergänzt werden: “Die Erhöhung des biotopwertbezogenen Kom-
pensationsbedarfs findet keine Anwendung auf Vorhaben des Aus- und Neu-baus öffent-
licher Eisenbahninfrastruktur, soweit diese überwiegend dem klima-freundlichen Schie-
nenverkehr dienen.” Alternativ könnte für Schienenvorhaben lediglich eine Einzelfallprü-
fung vorgesehen werden. Anstelle eines pauschalen Zuschlags von 20 Prozent sollte 
eine projektbezogene naturschutzfachliche Bewer-tung erfolgen. Dadurch könnte dem 
jeweiligen Einzelfall wesentlich besser Rech-nung getragen werden. 
 
§ 20a BNatSchG-E 
Die Einführung einer bundesweiten Kulisse der „Natürlichen Infrastruktur” wird kritisch 
gesehen. Gerade in Mecklenburg-Vorpommern liegen zahlreiche Verkehrsinfrastruktur-
vorhaben zwangsläufig innerhalb oder im Randbereich dieser Kulissen. Insbesondere 
die Eisenbahnanbindung der Insel Usedom verläuft in einem natur-schutzfachlich sen-
siblen Raum mit Natura-2000-Gebieten, Moorflächen und Gewässerlandschaften. Die 
vorgesehene Regelung führt daher dazu, dass ausgerechnet solche Infrastrukturmaß-
nahmen betroffen wären, die aus Gründen des Klimaschutzes ausdrücklich politisch ge-
wollt sind. 
 
§ 15 Abs. 6a BNatSchG-E 
Die restriktivere Neufassung des § 15 Abs. 6a BNatSchG-E in Abänderung der Fassung 
nach dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz wird ausdrücklich unterstützt, da sie den Vorrang 
der Realkompensation wieder stärkt und so die Akzeptanz der Vorhaben bei der betroffe-
nen Bevölkerung sowie den Fachbehörden und Naturschutz-vereinigungen sichert. 
 
§14 Abs. 4 BNatSchG-E 
Mit Blick auf die Neufassung des § 14 Abs. 4 BNatSchG erscheint es naheliegend und 
geboten, auch das ökologische Trassen- bzw. Schneisenmanagement bei Hochspan-
nungsfreileitungen analog zum Trassenmanagement der Schiene als genehmigungsfreie 
Unterhaltungsmaßnahme einzustufen. Die kontinuierliche Vegetationspflege und das 
Freihalten der Schutzstreifen unter Hoch- und Höchstspannungsleitungen dienen primär 
der Netzsicherheit und Betriebsfähigkeit. Wird das sogenannte Schneisenmanagement 
nach fachlich anerkannten Konzepten ökologisch gestaltet, führt dies zu einer Aufwer-
tung des Naturhaushalts (z. B. Schaffung von lichten Waldinnenrändern, Erhöhung der 
Biodiversität). Durch die Aufnahme des Schneisenmanagements in den neuen § 14 Abs. 
4 können langwierige Einzelfallprüfungen bei wiederkehrenden Unterhaltungsmaßnah-
men verhindert und somit auch die zuständigen Genehmigungs- und Fachbehörden ent-
lastet werden. 
 
§ 54 Abs. 12 BNAtSchG-E 
Bei der Ermächtigung für Standardisierungs-Verwaltungsvorschriften über die An-forde-
rungen für Natura-2000- und Artenschutzprüfungen (§ 54 Abs. 12 BNatSchG-E) sollte 
die Ausweitung auf Verkehr und Verteidigung ebenfalls um den oberirdischen Stromnetz-
ausbau ergänzt werden (z. B. für die bundeseinheitliche Einstufung von Kollisionsrisiken 
und Vorgaben zu Vogelschutzmarkern). 
 
Raumordnung 
Aus raumordnungsrechtlicher Sicht sollten mögliche Widersprüche durch parallellau-
fende Gesetzesvorhaben (beispielsweise Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Städtebau- und Raumordnungsrechts) vermieden werden und eine gleichlautende 
Bewertung von Schutz- und Nutzungsinteressen erfolgen. 
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Punkt D Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Hier wird ausgeführt „Der Gesetzentwurf verursacht keine zusätzlichen Haushaltsaus-
gaben für den Bund.“. 
Diese Aussage kann nicht in Gänze nachvollzogen werden. Zudem ist die Aussage im 
nachfolgenden Absatz nicht schlüssig, wonach mit nicht zu beziffernden Mehreinahmen 
aus der Erhöhung der Ersatzzahlungen um 20 % zu rechnen ist. Diese Mehreinahmen 
gehen zumindest für aus öffentlichen Haushalten finanzierte Vorhaben, z. B. Straßen 
(im Übrigen auch Landes- und Kommunalstraßen) als Ausgaben zu Lasten der Infra-
strukturhaushaltes, so dass Mehreinnahmen nicht in dieser Größenordnung zu ver-
zeichnen sein dürften. 
Es wird im Gegensatz davon ausgegangen, dass durch großflächige Flächensicherun-
gen aufgrund des Gesetzes die Straßenbauverwaltungen der Länder auch im Rahmen 
der Bundesauftragsverwaltung einen erhöhten Aufwand (Quantität) an Variantenprüfun-
gen und Untersuchungen haben werden. 

 
Allgemeines: Auswirkungen auf Verkehrsinfrastrukturvorhaben 
Für sämtliche Vorhaben die nicht im überragenden öffentlichen Interesse liegen, ist zu 
erwarten, dass die künftig privilegierten Naturschutzbelange in der Abwägung regelmä-
ßig ein deutlich höheres Gewicht erhalten als die jeweiligen Infrastrukturvorhaben. Im 
Ergebnis besteht die erhebliche Gefahr, dass zahlreiche Vorhaben praktisch nicht mehr 
genehmigungsfähig sind oder mindestens erheblich erschwert und verzögert werden. 
Dies betrifft insbesondere: 

• Erhaltungsmaßnahmen, 
• Bundesstraßenprojekte außerhalb der privilegierten Bedarfsplankategorien, 
• Landesstraßen, 
• Ortsumgehungen, 
• Aus- und Umbaumaßnahmen bestehender Straßen, 
• Brückenersatzneubauten außerhalb privilegierter Vorhaben 

 
Allgemeines: Neuer Rechtsbegriff mit erheblicher Rechtsunsicherheit 
Mit der „natürlichen Infrastruktur“ wird ein vollständig neuer Rechtsbegriff eingeführt, 
dessen Reichweite bislang nicht durch Rechtsprechung oder Verwaltungspraxis kon-
kretisiert ist. 
 
Im Gesetz selbst sind benannt: 

(1) Nationalparken, 
(2) Naturschutzgebieten, 
(3) Kernzonen von Biosphärenreservaten, 
(4) natürlichen, nicht entwässerten Mooren und 
(5) die Wiedervernässung von Moorböden, sofern die Wiedervernässung aus Mit-

teln des Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz gefördert wird 
Wenn hiermit auch: 

• Naturschutzgebiete, 
• Natura-2000-Gebiete, 
• gesetzlich geschützte Biotope, 
• Moorböden, 
• rezente Auen, 
• Biotopverbundstrukturen, 
• Vorkommensgebiete gefährdeter Arten, 
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• Landschaften von hervorragender Bedeutung, 
• natürliche Gewässer einschließlich ihrer Uferzonen und Altauen 

gemeint sind, wären im MV viele aktuell in Planung befindliche Maßnahmen (Bundes- 
und Landesmaßnahmen) gefährdet. 
Es ist hier dringend erforderlich, klare Rechtsbegriffe zu definieren, um die Auswirkun-
gen dieser Vorschrift auf das notwendige Maß zu begrenzen. Mit der derzeitigen For-
mulierung können die Auswirkungen nicht konkret erfasst werden. 
 
Allgemeines: Finanzielle Auswirkungen 
Vorgesehen ist insbesondere ein zusätzlicher Malus von 20 % auf die Kompensations-
verpflichtung bei Eingriffen in Flächen der natürlichen Infrastruktur und zusätzlich ein 
Malus in Höhe von 20 % bei Inanspruchnahme der Ersatzgeldregelung. Durch diese 
Vorschrift werden Infrastrukturvorhaben, die ohnehin auch bei geltender Rechtslage be-
reits erhöhte naturschutzfachliche Anforderungen erfüllen müssen, zusätzlich finanziell 
erheblich belastet. Neben den unmittelbaren Mehrkosten aus den vorgesehenen Kom-
pensationsregelungen ist mit Kosten durch verlängerte Planungszeiten, neue Gutach-
ten, Nachkartierungen oder gerichtliche Verfahren zu rechnen. Die Einführung der 
Kompensation durch Ersatzgeld mit dem Infrastrukturzukunftsgesetz, mit der eine Be-
schleunigung der Verfahren erreicht werden soll, wird insofern ad absurdum geführt. 
Für aus den öffentlichen Haushalten finanzierte Vorhaben wird die Option des Ersatz-
geldes aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ggf. sogar unmöglich ge-
macht. 
 
Allgemeines: Erschwernisse beim Grunderwerb der Straßenbauverwaltungen der Län-
der 
Es werden durch den großflächigen Bedarf an Kompensationsflächen (einschließlich 
der ggf. 20 % igen Zuschläge nach § 20A BNatschG) zum einen lokale Erschwernisse 
beim Grunderwerb für einzelne Baumaßnahmen erwartet sowie spekulativ erhöhte 
Grunderwerbskosten und dadurch zusätzlich eine erhöhte Anzahl erforderlicher Enteig-
nungsverfahren, die wiederum zusätzlichen Personalaufwand und ggf. finanzielle Mittel 
erforderlich machen. 
 
Allgemeines: Beschleunigungsgebot bei der Schaffung von Planung und Baurecht  
Die bundes- und landesweiten Bemühungen, die Planungen und den Bau von Infra-
strukturvorhaben zu beschleunigen wurden bundesweit positiv begrüßt, diese werden 
aber durch die Ausgestaltung des vorliegenden GE aus Sicht der SBV MV negativ be-
einflusst bzw. konterkariert. Zum einen werden längere Baurechtsgenehmigungen in 
der Straßenbauverwaltung erwartet, Die Regelungen des Gesetzes eröffnen des Weite-
ren neue Klagemöglichkeiten von Naturschutzverbänden u.s.w, zum einen aufgrund ei-
ner Mehrzahl unbestimmter Rechtsbegriffe (günstige lufthygienische oder klimatische 
Wirkungen, besondere Bedeutung, besondere Eignung in verschiedenen Zusammen-
hängen, langfristig gesicherte Flächen u.s.w.), die der Auslegung durch die Rechtspre-
chung zugänglich sind und zum anderen aufgrund erhöhter Anforderungen an die Vor-
habenträger hier gesetzeskonform und - sicher zu handeln. Neue Prüfmaßstäbe er-
schweren die Umsetzung von Maßnahmen. 
 
 
Inhalte: § 20a BNatSchG 
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Die Flächenkulisse der in § 20 a BNatSchG im überragenden öffentlichen Interesse lie-
genden Güter ist bundesweit sehr unterschiedlich ausgeprägt. Natürliche nicht entwäs-
serte Moore nehmen – ohne dass in jedem Fall bereits belastbare Daten vorliegen – im 
Land MV einen größeren Anteil an als in anderen Bundesländern ein. Hier werden 
Nachteile in der Umsetzung durch erhöhte Kompensationsverpflichtungen gesehen. 
 
 
Gez.  
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• Punkt D Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
 
Hier wird ausgeführt „Der Gesetzentwurf verursacht keine zusätzlichen 
Haushaltsausgaben für den Bund.“. 
Diese Aussage kann nicht in Gänze nachvollzogen werden. Zudem ist die Aussage 
im nachfolgenden Absatz nicht schlüssig, wonach mit nicht zu beziffernden 
Mehreinahmen aus der Erhöhung der Ersatzzahlungen um 20 % zu rechnen ist. 
Diese Mehreinahmen gehen zumindest für aus öffentlichen Haushalten finanzierte 
Vorhaben, z. B. Straßen (im Übrigen auch Landes- und Kommunalstraßen) als 
Ausgaben zu Lasten der Infrastrukturhaushaltes, so dass Mehreinnahmen nicht in 
dieser Größenordnung zu verzeichnen sein dürften. 
Es wird im Gegensatz davon ausgegangen, dass durch großflächige 
Flächensicherungen aufgrund des Gesetzes die Straßenbauverwaltungen der 
Länder auch im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung einen erhöhten Aufwand 
(Quantität) an Variantenprüfungen und Untersuchungen haben werden. 
 

• Allgemeines: Auswirkungen auf Verkehrsinfrastrukturvorhaben 
Für sämtliche Vorhaben die nicht im überragenden öffentlichen Interesse liegen, ist 
zu erwarten, dass die künftig privilegierten Naturschutzbelange in der Abwägung 
regelmäßig ein deutlich höheres Gewicht erhalten als die jeweiligen 
Infrastrukturvorhaben. Im Ergebnis besteht die erhebliche Gefahr, dass zahlreiche 
Vorhaben praktisch nicht mehr genehmigungsfähig sind oder mindestens erheblich 
erschwert und verzögert werden. 
Dies betrifft insbesondere: 

• Erhaltungsmaßnahmen, 
• Bundesstraßenprojekte außerhalb der privilegierten Bedarfsplankategorien, 
• Landesstraßen, 
• Ortsumgehungen, 
• Aus- und Umbaumaßnahmen bestehender Straßen, 
• Brückenersatzneubauten außerhalb privilegierter Vorhaben 

 
• Allgemeines: Neuer Rechtsbegriff mit erheblicher Rechtsunsicherheit 

Mit der „natürlichen Infrastruktur“ wird ein vollständig neuer Rechtsbegriff eingeführt, 
dessen Reichweite bislang nicht durch Rechtsprechung oder Verwaltungspraxis 
konkretisiert ist. 
 
Im Gesetz selbst sind benannt: 

(1) Nationalparken, 
(2) Naturschutzgebieten, 
(3) Kernzonen von Biosphärenreservaten, 
(4) natürlichen, nicht entwässerten Mooren und 
(5) die Wiedervernässung von Moorböden, sofern die Wiedervernässung 

aus Mitteln des Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz 
gefördert wird 

Wenn hiermit auch: 
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Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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